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Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: ja

GG Art. 14 Ca, Ea; FlurbG § 88 Nr. 4 Satz 4

Ist ein an einer Unternehmensflurbereinigung (§§ 87 ff 
FlurbG) beteiligter Eigentümer für die dem Unternehmen 
zugeteilte Fläche in Land derselben Qualität und Nutzbar­
keit abgefunden worden, so liegt eine Enteignung nicht schon 
darin, daß der Verkehrswert des neuen Grundstücks hinter dem 
des alten Grundstücks zurückbleibt. Ein solcher Minderwert 
ist nur insoweit Ausdruck einer Enteignung, als er darauf 
beruht, daß das neue Grundstück dem Eigentümer eine geringere 
R e c h t s  position vermittelt als das alte Grundstück.

GG Art. 14 I a; FlurbG § 44 Abs. 1 Satz 1

Die Prüfung, ob der Eigentümer wertgleich in Land abgefunden 
ist, ist grundsätzlich den Flurbereinigungsgerichten Vorbe­
halten. Im Rahmen des Art. 14 Abs. 3 Satz 3 GG kann der Zi­
vilrichter nur prüfen, ob die LandZuteilung in Ansehung der 
eigentumsmäßig verfestigten Qualität hinter der Landeinlage 
zurückbleibt.

GG Art. 14 Ca, Ea; FlurbG § 88 Nr. 5 Satz 1

Eine Geldentschädigung für Nachteile, die einem an der Unter­
nehmensflurbereinigung (§§ 87 ff FlurbG) beteiligten Eigen­
tümer durch das Unternehmen entstehen, ist - erst - zu leisten, 
wenn der Eigentümer in Bezug auf die derzeit zulässige Nutz­
barkeit des Grundstücks konkrete und spürbare Nachteile er­
leidet, die das nach Nachbarrecht hinzunehmende Maß übersteigen.
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 24. November 1975 
durch den Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Kreft sowie 
die Richter Dr. Krohn, Dr. Peetz, Lohmann und Kröner

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil 
des 7. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
in Köln vom 29. März 1973 wird zurückge­
wiesen.

Der Kläger hat die Kosten des Revisionsrechts 
zuges zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Für den Bau des ”K | H V  Randkanalsw hat der beklagte 
Zweckverband ländliche Grundstücke in großem Umfang in 
Anspruch genommen. Um den entstehenden Landverlust auf 
einen größeren Kreis von Eigentümern zu verteilen, wurde 
gern. §§ 87 ff FlurbG das Flurbereinigungsverfahren Wid­
dersdorf durchgeführt. Der Kläger nahm mit einem 50 625 qm 
großen Grundstück an der Flurbereinigung teil. Das Grund­
stück war rechtwinklig geschnitten und lag mit einer Schmal­
seite an der Aachener Straße zwischen G p ^ - K m m p u n d  

(im Großraum K ^ p ) . Als Landabfindung erhielt der 
Kläger an derselben Stelle ein Grundstück von 51 285 qm 
Größe. Es ist unregelmäßig geschnitten und liegt mit der 
einen Längsseite an der Aachener Straße, mit der anderen 
am Kanal.
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Im Flurbereinigungsverfahren hat der Kläger geltend 
gemacht, er sei für das alte Grundstück nicht wertgleich 
abgefunden worden. Die bauliche Nutzung des Neugrundstücks 
werde durch dessen ungünstigen Zuschnitt sowie die längere 
Angrenzung an die ASHH^VStraße und die Lage am Kanal er­
heblich beeinträchtigt. Im gerichtlichen Verfahren vor den 
Flurbereinigungsgerichten hat das Bundesverwaltungsgericht 
das Feststellungsbegehren des Klägers, er sei nicht wert­
gleich abgefunden, abgewiesen. Soweit die Klage sich auf 
eine Geldentschädigung richtete, wurde der Rechtsstreit 
an das zuständige Landgericht verwiesen.

Vor dem Landgericht hat der Kläger zunächst bean­
tragt, den beklagten Zweckverband zur Zahlung einer Ent­
schädigung von 40 000 DM nebst Zinsen zu verurteilen. Zur 
Begründung hat er ausgeführt, daß das Neugrundstück in 
diesem Umfang durch die beschriebenen Mängel im Wert ge­
mindert sei. Später hat er die Klage auf 123 200 DM nebst 
Zinsen erhöht.

Landgericht und Oberlandesgericht haben die Klage 
abgewiesen. Mit der Revision verfolgt der Kläger sein Be­
gehren weiter. Der beklagte Zweckverband bittet, die Re­
vision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe

I.

1. Das Berufungsgericht hat ausgeführt:

Der Kläger könne in diesem Verfahren den Anspruch auf eine 
Geldentschädigung nicht mehr mit Erfolg darauf stützen, daß das 
ihm zugeteilte Neugrundstück wegen seines ungünstigen Zuschnitts



und seiner Lage an der AflHHHP Straße erheblich unter 
dem Wert des Altgrundstücks bleibe. Wie das Bundesver­
waltungsgericht hier im flurbereinigungsgerichtlichen 
Verfahren entschieden habe, sei das Zuteilungsgrundstück 
wegen dieser Lagemerkmale nicht minderwertig gewesen. 
Hieran sei das ordentliche Gericht gebunden. Eine Geld­
entschädigung komme deshalb nur in Betracht, wenn der 
Kläger durch das Unternehmen Nachteile erleide, die zu 
beheben nicht möglich sei oder nicht zweckmäßig erscheine 
(§ 88 Nr. 5 Satz 1 FlurbG). Solche Nachteile bestünden 
nicht.

2. Die Revision macht vor allem geltend, der Zivil­
richter könne bei der Entscheidung über die Geldent­
schädigung ohne Bindung an den Ausgang des Flurbereini- 
gungsverfahrens frei nachprüfen, ob die Landabfindung des 
Betroffenen wertgleich sei. Zu den Nachteilen aus der 
Durchführung des Unternehmens "KHHVftflHiiHB" > für die 
Entschädigung zu leisten sei, gehörten auch der ungünstige 
Zuschnitt des Neugrundstücks sowie dessen Lage an der 
Aachener Straße und am Randkanal. Insoweit sei der Rechts­
streit vom Bundesverwaltungsgericht ohne jede Bindung an 
seine Ausführungen über die Wertgleichheit der Abfindung 
in den Zivilrechtsweg verwiesen worden.

Hiermit hat die Revision keinen Erfolg.

II.

Der Revision ist zuzugeben, daß die Auffassung des 
Berufungsgerichts, die Wertgleichheit der dem Kläger zuge­
teilten Landabfindung mit der Einlage sei im flurbereini­
gungsgerichtlichen Verfahren mit Bindung auch für das den 
Zivilgerichten vorbehaltene Entschädigungsverfahren fest­
gestellt worden, mit Art. 14 Abs. 3 Satz 3 GG nicht in Ein­
klang steht.
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1. Nach Art, 14 Abs. 3 Satz 3 GG ist bei Enteig­
nungen wegen der Höhe der Entschädigung der Rechtsweg 
zu den Zivilgerichten gewährleistet. In einem Rechts­
streit über die Höhe der Entschädigung entscheidet das 
ordentliche Gericht auch über die Vorfrage, ob überhaupt 
eine Enteignung vorliegt (BGHZ 15, 268, 270; BVerwGE 1,
42, 44; 39, 169, 172; 45, 250, 252). Im Flurbereinigungs- 
(Umlegungs-) Verfahren muß die Bewertung der zu vergleichen­
den Flächen alle für den Verkehrswert wesentlichen Qualitäts­
merkmale erfassen (BVerwGE 2, 154, 156 ff; 4, 191, 195;
8, 343, 345; BVerwG Buchholz 424.01 § 44 FlurbG Nr. 17 
und 26). Soweit hiernach die unterschiedlichen Verkehrs­
werte der Einlage und der Zuteilung etwas darüber aussagen, 
ob ein Enteignungstatbestand vorliegt, steht im Rechts­
streit über die Höhe der Entschädigung dem Zivilgericht 
auch die Befugnis zu, die Landeinlage und die Landzuteilung 
ohne Bindung an ein vorausgegangenes flurbereinigungsgericht­
liches Verfahren selbst zu bewerten (Seehusen/Schwede/Nebe 
FlurbG § 88 Anm. 7).

2. Dies gilt auch für Flurbereinigungen, die der Be­
reitstellung von LÄnd in großem Umfang für Unternehmen 
dienen (§§ 87 bis 90 FlurbG). Diese sog. Unternehmensflur- 
bereinigung soll den Landverlust auf einen größeren Kreis 
von Eigentümern verteilen oder Nachteile für die allgemeine 
Landeskultur vermeiden (§87 Abs. 1 Satz 1 FlurbG). Soweit 
den Beteiligten eine Landabgabe zugunsten des Unternehmens 
abgefordert wird, stellt das einen Enteignungstatbestand
dar (§ 88 Nr. 4 Satz 4 FlurbG; BVerwGE 3, 156, 157; 12, 1, 2). 
Daran ändert sich nichts, wenn auch in diesem Verfahren 
- worauf aber kein Anspruch besteht, vgl. BVerwG Buchholz 
424.01 § 88 FlurbG Nr. 1 - eine Abfindung in Land gewährt 
wird, die dazu bestimmt ist, den Landverlust voll auszu­
gleichen (vgl. § 44 Abs. 1 FlurbG). Diese Landabfindung ist



-  6 -

/If

nur eine besondere Art der Enteignungsentschädigung 
(vgl. BGHZ 31f 49, 56, 59). Ob sie ausreicht, das 
dem Eigentümer auferlegte Sonderopfer auszugleichen 
oder ob ein nicht ausgeglichener, in Geld zu entschä­
digender Rest (§ 88 Nr. 4 Satz 4 FlurbG) verbleibt, ist 
als notwendige Vorfrage der Entscheidung über die Höhe 
der Enteignungsentschädigung auch hier vom Zivilgericht 
in eigener Verantwortung und ohne Bindung an den Ausgang 
des flurbereinigungsgerichtlichen Verfahrens zu prüfen. 
Davon ist in dem hier vorausgegangenen Verfahren auch 
das Bundesverwaltungsgericht ausgegangen. Es hat u.a. 
ausgeführt, die ordentlichen Gerichte dürften eine Klage 
auf Entschädigung in Geld (§88 Nr. 4 Satz 4 FlurbG) nicht 
schon mit der Begründung abweisen, der Teilnehmer sei be­
reits in Land wertgleich abgefunden, wie durch den rechts­
verbindlich festgestellten Flurbereinigungsplan feststehe 
(BVerwG Buchholz 424.01 § 88 FlurbG Nr. 1 und 2).

3. Soweit daher das Berufungsgericht angenommen hat, 
die von den Flurbereinigungsgerichten festgestellten Ver­
kehrswerte der Landeinlage und -abfindung seien auch für 
den Rechtsstreit über die Höhe der Enteignungsentschädi­
gung bindend, ist seine Entscheidung durch Rechtsirrtum 
beeinflußt. .Seine Auffassung, diese Verkehrswerte seien 
in dem vorliegenden Rechtsstreit nicht zu prüfen, erweist 
sich indessen aus materiellrechtlichen Gründen als richtig 
(§ 563 ZPO).

III.

1. Ein bei dem Wertvergleich sich etwa ergebender 
Minderwert der neu zugeteilten Fläche berechtigt zu einer 
Geldentschädigung wegen Enteignung (§ 88 Nr. 4 Satz 4 FlurbG) 
nach allgemeinen Grundsätzen nur, wenn und soweit er auf
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Umständen beruht, die unter enteignungsrechtlichen Ge­
sichtspunkten bedeutsam sind (Senatsurteil in BGHZ 64,
382, 392 m. w. Nachw.). Dazu rechnen nur solche Nach­
teile und Beeinträchtigungen, die den Eigentümer in 
seiner Rechtsposition treffen. Denn nur sie ist "Eigen­
tum” im Sinne der Verfassungsgarantie des Art. 14 GG 
(Senatsurteile in BGHZ 61, 253, 255, 256; 62, 96, 99,
100; 64, 382, 390, 392 ff). In dieser Weise rechtlich 
verfestigt sind nur Qualitätsmerkmale eines Grundstücks, 
die sich auf eine rechtlich zulässige (ausgeübte oder 
ausübbare) Nutzung des Grundstücks gründen können.

2. Das nach den von der Revision nicht angegriffenen 
Feststellungen des Berufungsgerichts (S. 13, 14 des Beru­
fungsurteils) im Außenbereich (§35 BBauG) liegende Grund­
stück des Klägers ist für Zwecke einer Wohnbebauung nicht 
nutzbar (§35 Abs. 1 und 2 BBauG); ein eigentumsmäßig ver­
festigter Anspruch auf Bebauung (vgl. dazu BVerwGE 26, 111, 
117 ff; 42, 8, 13; Senatsurteil in NJW 1974, 638) besteht 
nach der hier gegebenen Sachlage nicht. Das frühere Grund­
stück wies dieselben Qualitätsmerkmale auf.

Die dem Grundstück vom Verkehr beigemessene Qualität 
"Bauerwartungsland" gründet sich auf die mehr oder weniger 
konkrete Erwartung einer - zeitlich näher oder ferner lie­
genden - künftigen Bebaubarkeit. Darin erschöpft sich die 
aus dieser Qualität des Grundstücks sich ergebende Rechts­
stellung des Eigentümers. Art. 14 GG schützt den Eigentümer 
nicht davor, daß bestehende Hoffnungen und Erwartungen sich 
nicht erfüllen, die Entwicklung auf die Bebaubarkeit hin 
sich verlangsamt, stehenbleibt oder gar in das Gegenteil 
umschlägt. Das gilt auch, wenn dieser Vorgang auf Maß­
nahmen von hoher Hand zurückgeht (Senatsurteile in BGHZ 62, 
96, 99 und 64, 382, 394). Einen Wertausgleich für wegge-
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fallene "Chancen11 dieser Art erhält der Eigentümer nur, 
wenn sein Grundstück dem enteignenden Zugriff unmittel­
bar ausgesetzt und dadurch der privaten Nutzung entzogen 
wird (Senatsurteil in BGHZ 63, 240, 246/247). Die dem 
Eigentümer bei einem Entzug des Grundstücks gebührende 
Entschädigung soll es ihm - bildhaft gesprochen - er­
möglichen, ein Grundstück gleicher Qualität zu erwerben, 
um damit die Chancen des Grundstücksmarktes wiederum zu 
nutzen. Dieses für die Bemessung der Enteignungsentschä­
digung bedeutsame Anliegen entfällt, wenn die hoheitliche 
Maßnahme - wie hier - dem Eigentümer ein Grundstück der­
selben Qualitätsstufe "beläßt", das in der bisher zulässi­
gen Weise auch weiter genutzt werden kann.

3. Soweit der Kläger seinen Entschädigungsanspruch 
darauf stützt, daß das ihm zugeteilte Grundstück für eine 
bauliche Nutzung weniger geeignet sei, weil es an den 
"KflHI Randkanal" und die Aachener Straße (auf einer 
längeren Strecke als das frühere Grundstück) angrenze 
und weil es geometrisch ungünstiger geschnitten sei, 
handelt es sich um Qualitätsmerkmale, die enteignungs­
rechtlich nicht bedeutsam sind.

a) Die Eigentumsgarantie umfaßt nicht bloße Lagevor­
teile eines Grundstücks (Senatsurteil in WM 1975, 834, 835 
m. w. Nachw.). Sie schützt beispielsweise nicht dagegen, 
daß die Nutzbarkeit des Nachbargrundstücks durch hoheit­
liche Maßnahmen verändert wird (BGHZ 48, 340, 342 ff und 
Senatsurteil in BGHZ 48, 46, 49 ff). Ebensowenig wird die 
Rechtsstellung des Eigentümers dadurch beeinträchtigt, daß 
entlang der Grenze eines bislang ruhigen WohngrundstÜcks 
eine öffentliche Straße angelegt wird (Senatsurteil in 
BGHZ 61, 253, 256), es sei denn, die davon ausgehenden 
Einwirkungen auf das Grundstück überschreiten das Maß dessen,
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was ein Nachbar ohne Ausgleich hinnehmen muß (Senats­
urteile aaO und in BGHZ 64, 220, 222 m. w. Nachw.; vgl. 
auch BVerwGE 32, 173, 178; 44, 244, 246/247).

Danach ist die Lage des Neugrundstücks am Kanal 
und an der Aachener Straße im Rahmen des § 88 Nr. 4 
Satz 4 FlurbG enteignungsrechtlich ohne Bedeutung.
Der Kläger ist gegen eine Nutzung der Nachbargrundstücke 
als Straße oder Kanal rechtlich nicht gesichert. Auch im 
Hinblick auf das Altgrundstück (das ohnehin mit dem 
neuen Grundstück in wesentlichen Teilen übereinstimmt) war 
seine Rechtsposition nicht stärker. Enteignungsrechtlich 
verhält es sich nicht anders, als wenn die an das zuge­
teilte Grundstück angrenzenden Anlagen an den Grenzen 
des alten Grundstücks auf fremdem Grund und Boden errich­
tet worden wären.

Dagegen kann mit Erfolg nicht eingewendet werden, 
die hier durchgeführte Untemehmensflurbereinigung ver­
wirkliche einen Enteignungstatbestand auch insoweit, als 
sie - über die Landabzüge hinaus - zu einer Neuverteilung 
des erfaßten Grundbesitzes geführt habe. Nur die für das 
Unternehmen vorgenommenen Landabzüge sind Gegenstand der 
Enteignung (BVerwGE 3, 156, 157). Das bringt § 88 Nr. 4 
Satz 4 FlurbG mit der Wendung zum Ausdruck, der Teilnehmer 
sei für die "aufgebrachte Fläche” zu entschädigen. Damit 
ist ersichtlich nur der Teil der "für das Unternehmen be­
nötigten Flächen” (§88 Nr. 4 Satz 1 FlurbG) gemeint, der 
auf den einzelnen Teilnehmer entfällt.

b) Im Rahmen des § 88 Nr. 4 Satz 4 FlurbG ist ein 
Wertvergleich zwischen dem alten und dem neuen Grundstück 
auch insoweit nicht geboten, als der Kläger vorbringt, das 
zugeteilte Grundstück sei ungünstiger geschnitten als das 
frühere und daher baulich schlechter zu nutzen.
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. d in enteignungsrechtlicher Sichtdaß der Kläger mit der z u m +.*<i+«™,_v„-. . . . ugeteilten Flache ein Grundstück
... t  611 ’ dSS diesel‘be ^alität wie das frühere Grund­

stück hat und derzeit ebenso nutzbar ist wie Jenes. Der
angeblich ungünstigere geometrische Zuschnitt des Neu­
grundstücks schmälert nicht eine aus dieser Qualität sich 
ergebende gegenwärtige Rechtsposition des Klägers als 
Eigentümer. Ob das Grundstück Jemals bebaubar sein wird, 
ist offen. Wenn die Bauleitplanung andere Wege einschlägt 
als bi sh. er vom Grundstücksmarkt angenommen, kann der Kläger 
für den Wegfall der Bebauungserwartung, die den heutigen 
Wert des Grundstücks maßgeblich bestimmen mag, keine Ent­
schädigung beanspruchen. In diesem Fall würde er durch die 
Zubilligung einer Enteignungsentschädigung für die teil­
weise "Einbuße" solcher Chancen sogar bereichert sein.
Wächst dagegen das (neue) Grundstück später einmal in 
die Baulandqualität hinein, so wird dem Eigentümer n c 
dadurch etwa» von .aln.r Rachtspo.itlo» 
das Neugrundstück « r  di. bauliche
stiger geschnitten 1st als da» Altgrundstuck Viel.
stige & ^ riie dem Eigentümer zuteil wer
wird dieser Vorgang seines Grundstücks geprägt,
dende Qualitätsverbesserung s Wedlich ausfallen
,. \m Finzelfall der Höhe nach un , $nt-dxe xm Einzeua-^ trwentümer etwa einen

.. ö dnß der beteiligt &xge er "Wert-kann, ohne daß der ^  Gesichtspunkt geringererSchädigungsanspruch
Zuteilung” hätte.

, Die Beschränkung 6er * * * % £ £  £  
x ^ c h t l i ^  bedeutsamen Klare Abgrenzung^r ^
des § 88 ^ r . ^ a  Z u r i c h t e r s  (Art. ^  Flurhereinigungs-
Zuständigkex iniKungsgericDte: wertgieichen Ah-
“  d'r ar » u  “ er»irklich.h« tragt « »  * -
VeItng ih ̂  «  "" *“ • 1findung 111 ^
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liegen des Eigentümers Rechnung, Land mit denselben 
Qualitätsmerkmalen zu erhalten, die im Verkehr als 
wesentlich angesehen werden (oben II l). Die fehler­
hafte Handhabung dieses Grundsatzes im Einzelfall ist 
als Tat- und Rechtsfrage in vollem Umfang der Prüfung 
durch die Flurbereinigungsgerichte unterworfen (vgl,
BVerwGE 12, 1, 8). Im Rahmen des Art. 14 Abs. 3 Satz 3 GG 
hat dagegen der Zivilrichter zu prüfen, ob die Landzutei- 
lung in Ansehung der eigentumsmäßig verfestigten Qualität 
hinter der Landeinlage zurückbleibt. Nur soweit der Ver­
kehrswert der beiden Flächen Ausdruck dieser rechtlich 
gesicherten Grundstücksqualität ist, hat er für die Frage 
Bedeutung, ob eine geringere Zuteilung in Land einen Ent­
eignungstatbestand verwirklicht und in welcher Höhe gege­
benenfalls (noch) eine Entschädigung in Geld zu leisten 
ist. Wird der Eigentümer in den Fällen der §§ 87 ff FlurbG 
für die von ihm aufgebrachte Fläche nicht in Land, sondern 
in Geld entschädigt (§88 Nr. 4 Satz 4 FlurbG), so finden 
nach Maßgabe des § 88 Nr. 4 Satz 5 FlurbG die Entschädi­
gungsgrundsätze Anwendung, die für den Entzug des Sach- 
eigentums gelten. Grundsätzlich ist dann dem Eigentümer 
der Wert zu vergüten, den die entzogene Fläche nach den 
Preisvorstellungen des gesunden Grundstücksverkehrs hatte 
(oben III 2). Erhält der Eigentümer auch in diesem Ver­
fahren statt einer Entschädigung in Geld eine zum Ausgleich 
der aufgebrachten Fläche bestimmte Zuteilung in Land, macht 
er aber geltend, zusätzlich noch eine Geldentschädigung be­
anspruchen zu können, weil er bei einem Vergleich der Ver­
kehrswerte des alten und des neuen (Gesamt-) Grundstücks 
nicht angemessen abgefunden sei, so bewendet es bei dem 
Grundsatz, daß der Eigentümer, der in der Flurbereinigung 
ein Grundstück derselben Qualität und Nutzbarkeit erhalten 
hat, eine Geldentschädigung aus dem Gesichtspunkt der Ent­
eignung nur fordern kann, wenn er dartut, daß die Qualität
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des zugeteilten Grundstücks, soweit sie sich bereits 
rechtlich verfestigt hat, hinter der des früheren Grund­
stücks mehr als nur unerheblich zurückbleibt. Solche Um­
stände hat die Revision in Bezug auf § 88 Nr. 4 Satz 4 FlurbG 
nicht aufgezeigt.

IV.

1. Das Berufungsgericht hat es abgelehnt, dem Kläger 
eine Entschädigung für Nachteile zuzubilligen, die nach 
dessen Darstellung dem Neugrundstück durch das Unternehmen 
"Kölner Randkanal" erwachsen. Hierzu hat es ausgeführt:
Der Kläger habe schon nicht dargetan, daß Nachteile bestün­
den, deren Behebung nicht möglich oder nicht zweckmäßig sei.
Davon abgesehen sei auch nicht nachgewiesen, daß die Lage 
am Kanal bei beabsichtigter baulicher Nutzung des Grund­
stücks zu einer Wertminderung führe.

Die Revision rügt, das Berufungsgericht habe bei seiner 
Würdigung § 287 ZPO verletzt und angebotene Beweise über­
gangen. Auch hiermit hat sie keinen Erfolg.

2. Nachteile, die den Beteiligten durch das Unterneh­
men entstehen, berechtigen zu einer Geldentschädigung nur, 
soweit es nicht möglich ist oder nach dem Ermessen der Flur­
bereinigungsbehörde nicht zweckmäßig erscheint, sie durch 
entsprechende Vorkehrungen zu beheben (§ 88 Nr. 5 Satz 1 FlurbG). 
Wie das Berufungsgericht zutreffend ausgeführt hat, fehlt es 
bereits an dieser Voraussetzung.
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Es ist offen, ob der Kanal sich auf eine bauliche 
Nutzung der Ufergrundstücke überhaupt nachteilig aus­
wirken wird. Wie aus dem vom Berufungsgericht verwerteten 
Gutachten des Sachverständigen Prof, Bonczek hervorgeht, 
bestehen sowohl die technischen wie auch die rechtlichen 
Voraussetzungen für Maßnahmen, die eine Geruchsbelästigung 
ausschließen und einer von der Stärke der Strömung ausge­
henden Gefahr für die Anwohner Vorbeugen, Die Benutzung 
des Kanals, namentlich das Einleiten von Abwässern, bedarf 
der wasserrechtlichen Erlaubnis oder Bewilligung. Außerdem 
kann nicht ausgeschlossen werden, daß der allgemein fort­
schreitende Ausbau der kommunalen und betrieblichen Klär­
anlagen die Wasserqualität im Kanal bis zu einer baulichen 
Nutzung des Grundstücks so verbessert, daß eine Geruchs­
belästigung nicht spürbar wird. Zur Abwendung der von der 
Strömung ausgehenden Gefahr kommen u.a. die Abgrünung und 
Abzäunung des Wasserlaufs, gegebenenfalls auch seine Ab­
deckung im Bereich eines Bebauungsgebiets in Betracht 
(vgl. Gutachten S. 55). Welche Maßnahmen erforderlich, 
möglich und zweckmäßig sind, läßt sich erst übersehen, 
wenn das Grundstück des Klägers baulich genutzt werden 
kann und konkrete. der Anlage und dem Betrieb des Kanals 
zuzurechnende Nachteile für den Kläger spürbar werden.
Dies kann im gegenwärtigen Zeitpunkt von dem für die Fest­
setzung einer etwaigen Entschädigung zuständigen Gericht 
auch deshalb nicht beurteilt werden, %eil es der Flurberei­
nigungsbehörde zukommt, über die in Frage kommenden Maß­
nahmen zu entscheiden (vgl. Steuer FlurbG 2. Aufl. § 88 
Anm. 19)* Sie kann z.B. die Zweckmäßigkeit einer entspre­
chenden technischen Vorkehrung zur Behebung eines Nachteils 
aus der Erwägung heraus bejahen, daß die hierdurch erwach­
senden Kosten hinter dem Betrag einer sonst zu leistenden 
Entschädigung Zurückbleiben. Wie das Berufungsgericht, von 
der Revision unbeanstandet, festgestellt hat, ist die kon-
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krete Bauerwartung für das Grundstück des Klägers äußerst 
unsicher. Auch in Bezug auf die derzeit zulässige Nutz­
barkeit des Grundstücks läßt sich nicht feststellen, daß 
der Kläger bereits jetzt durch das Unternehmen konkrete 
und spürbare Nachteile erleidet.

Die Revision geht offenbar davon aus, schon die Lage 
des Grundstücks am Kanal sei, wenn der Grundstücksverkehr 
darauf reagiere, ein von dem Unternehmen verursachter 
’’Nachteil” im Sinne von § 88 Abs. 5 Satz 1 FlurbG. Dem 
kann nicht beigetreten werden. Die in dieser Vorschrift 
gewährte Entschädigung setzt voraus, daß das Unternehmen 
sich auf das Anliegergrundstück enteignend auswirkt (BVerwG 
Buchholz 424.01 § 88 FlurbG Nr. 1). Das Eigentum gewährt 
aber grundsätzlich keinen Schutz dagegen, daß der andere 
Eigentümer die Nutzung seines Grundstücks ändert, wenn 
die Auswirkungen einer solchen Nutzung das nach Nachbarrecht 
hinzunehmende Maß nicht übersteigen (vgl. oben III 3 a).
Die Revision zeigt nicht auf, daß von dem Unternehmen gegen­
wärtig solche enteignenden Wirkungen ausgehen.

Kreft Dr. Krohn Dr. Peetz
Lohmann Kröner
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